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Historische Schübe der Siedlungsentwicklung ergaben sich jeweils durch
Einführung neuer Verkehrsmittel: Die großen Stadterweiterungen der Jahr-
hundertwende orientierten sich an den damaligen Möglichkeiten des
Schienenverkehrs, die Suburbanisierung nach 1950 war im wesentlichen
eine Folge der Massenmotorisierung. Heute wissen wir, daß es auch ein Zu-
viel an Autoverkehr gibt, und stehen vor der Aufgabe, das optimal Maß zu
finden. Verkehr im 21. Jahrhundert, so die These, braucht eine neue räumli-
che Arbeitsteilung der Verkehrsmittel.

Eckpunkte der Verkehrsentwicklung

Gesicherte Erkenntnis der Verkehrs-
forschung ist ein seit Jahrzehnten zuneh-
mender Verkehrsaufwand (Kosten, Schä-
den und Belastungen). Zum einen aufgrund
steigender Wegelängen, zum anderen auf-
grund zunehmender Anteile des motori-
sierten Individualverkehrs (MIV) am Ver-
kehrsaufkommen  und in noch höherem
Maß an den zurückgelegten Entfernungen.
Auch das tägliche Verkehrs-Zeitbudget ist
leicht gestiegen bei relativ konstanten 3
Wegen pro Person und Tag (ausführlicher
z.B. bei Kagermeier 1997, S.4ff).

Umstritten ist, inwiefern diese allgemeine
Entwicklung ökonomisch, also in Abwä-
gung von Erreichbarkeiten und dafür be-
triebenem Aufwand, heute noch positiv zu
bewerten ist. Erreichbarkeiten sind die
verkehrlichen Voraussetzungen für Wahl-

möglichkeiten, Arbeitsteiligkeit und Märk-
te. Um Erreichbarkeitseffekte abzuschät-
zen, müssen sowohl die Wechselwirkun-
gen zwischen den Verkehrsmitteln als auch
zwischen Verkehr und Siedlungsstruktur in
die Betrachtung einbezogen werden. Dann
zeigt sich, daß sich die Verkehrsentwick-
lung auf sehr unterschiedlichen Wegen auf
Erreichbarkeiten auswirkt (s. Abb.1).

Siedlungsstruktureffekte der Verkehrs-
entwicklung...

Mit dem Aufstieg des MIV zum
Hauptverkehrsmittel ist er zum siedlungs-
strukturprägenden Faktor Nummer eins ge-
worden. Hier sind vor allem zwei spezifi-
sche Merkmale des MIV wirksam:

- Infolge der Verknüpfung großer
Entfernungstoleranzen mit geringen
Bündelungszwängen nehmen verkehrs-

bedingte Dichte-, Größen- und Lagere-
striktionen vieler Flächennutzungen ab;
Andere Standortfaktoren werden wichti-
ger.

- Flächenbedarf und Störwirkungen
(Schadstoffe, Lärm, Gefährdung, Trenn-
wirkung) beeinträchtigen andere Verkehrs-
mittel und die Quantität und Qualität von
Bau- und Freiflächen.

Gelitten haben der Wert der Nähe ganz all-
gemein und die ÖV-Affinität der
Siedlungsstrukturen. Siedlungswachstum
findet überwiegend in Form von Ein-
familienhausgebieten, eingeschossigen
Gewerbegebieten, Verbrauchermärkten,
Freizeit-Centern u.ä. statt, d.h. in großen
Flächen gleicher Nutzung, niedrigen Dich-
ten mit großen Abstandsflächen und form-
los (Siedlungs”brei”). Die Verkehrsbela-
stung entwertet dicht bebaute und ge-
mischte Städte und Dörfer zusätzlich. Gro-
ße Verkehrsanlagen zerschneiden die Aus-
gleichs- und Erholungsräume. Seit über
vier Jahrzehnten hat diese Entwicklung in
den alten Bundesländern inzwischen zu
einer erheblichen Entwertung oder Entlee-
rung der Aktionsräume geführt. Im Zeit-
raffer findet sie jetzt in den neuen Bun-
desländern statt.

Abb. 1: Selbstverstärkungseffekte des motorisierten Individualverkehrs Quelle: Eigener Entwurf



Tab.1: Mittlere verkehrsmittelspezifische
Geschwindigkeit (in km/h)
___________________________________________________________

zu Fuß 4
Fahrrad 12
Bus/ Straßenbahn 12
Regionalbahn 28
MIV innerorts 12
MIV außerorts 21
________________________________

Quelle: Daten aus Krug  1994

Tab. 2:Mittlere verkehrsmittelspezifische
Fahr- und Wirkungsflächen
pro Benutzer (m2)
_______________________________________________________

zu Fuß unerhebl.
Fahrrad 21
Bus/ Straßenbahn 13
Regionalbahn 6
MIV 260
______________________________

Quelle: Daten aus Krug  1994

...und ihre Auswirkungen auf
Erreichbarkeiten

Folglich wirkt sich das MIV-Wachstum
sowohl positiv als auch negativ auf
Erreichbarkeiten aus. Die Aktionsräume
im MIV wachsen zwar, aber gleichzeitig
dient ein Teil der heutigen Automobilität
nur dem Ausgleich von selbsterzeugten
Erreichbarkeitsverlusten. Um das Ausmaß
dieser sogenannten Zwangsmobiltität ab-
zuschätzen, hat Winning (1994) am Bei-
spiel des Landkreises Eisenach untersucht,
wie sich die Realisierung der zwischen
1990 und 1992 geplanten Baugebiete auf
Verkehrsmittelwahl und Wegelängen aus-
wirken würde. Das deutliche Ergebnis: Der
Verkehrsaufwand im MIV wächst allein
aufgrund abnehmender
Naherreichbarkeiten und ÖV-Affinität der
Siedlungsstruktur um 50 bis 100% (Wege-
anzahl normiert) (s. Abb.2).

Weitere Anhaltspunkte zu den
Erreichbarkeitseffekten des MIV-Wachs-
tums liefert eine Untersuchung der Verfas-
ser über idealtypische Siedlungsräume mit
sehr unterschiedlichen Anteilen der einzel-
nen Verkehrsmittel am Verkehrsaufkom-
men (1994). Dabei wurde von den ver-
schiedenen negativen Effekten des MIV
auf Erreichbarkeiten (s. Abb.1) nur die In-
anspruchnahme von Bau- und Freiflächen
miteinbezogen. Trotz dieser Einschrän-
kung zeigen sich in großstädtischen
Siedlungsräumen bereits
Erreichbarkteitsnachteile bei hohen MIV-
Anteilen, in kleinstädtischen Siedlungs-
räumen zumindest keine Vorteile. Dieses
zunächst überraschende Ergebnis erklärt
sich aus den verwendeten unüblichen aber
umfassenderen Begriffen von Geschwin-
digkeit und Flächenbedarf der Verkehrs-
mittel:

Geschwindigkeit (s. Tab.1): Geschwin-
digkeit ist das Verhältnis von überwun-
dener Entfernung und dafür aufgewende-
ter Zeit (km/h). Ein Systemvergleich der
Verkehrsmittel muß neben dem Zeitauf-
wand für die Verkehrsteilnahme auch
den Zeitaufwand für die Erwirtschaftung
aller Verkehrskosten einbeziehen. Es
zeigt sich, daß im Bundesdurchschnitt
für jede Minute Autofahren ungefähr

eine halbe Minute lang Geld verdient
werden muß. Der MIV ist im Ergebnis
innerorts nicht scheller als Fahrrad oder
ÖV (die ÖV-Geschwindigkeiten in Tab.
1 beinhalten hier auch die Zu-/ Abgangs-
zeiten zur/ von der Haltestelle).

Flächeninanspruchnahme (s. Tab.2).
Auch hier ist ein erweiteter Ansatz not-
wendig, der neben den reinen Fahr-
flächen auch die Flächen-
inanspruchnahme durch Lärm- und
Schadstoffemissionen bzw. die verkehrs-
bedingten Beeinträchtigungen benach-
barter Nutzungen berücksichtigt. Solche
“Wirkungsstreifen” neben der Fahrbahn
finden in Abstandsflächen, Lärmschutz-
wällen, Leerständen an Hauptverkehrs-
straßen, Schadstoffanreicherungen im
Boden o.ä. ihren realen Ausdruck. Schon
ohne Einbeziehung der Stellplatzflächen
wird in Tab. 2 das enorme Ausmaß deut-
lich, in dem Städte für den MIV “ausein-
anderrücken” müssen.

Ergebnis: Die Aktionsräume wachsen
durch die zunehmende Orientierung auf
den MIV relativ wenig. Daß dies vom Be-
nutzer anders wahrgenommen wird - auf-
grund hoher Spitzengeschwindigkeiten,
geringer Anteile variabler Kosten, und
hoher Kosten und Belastungen für Dritte -
ist für eine Erklärung des Verkehrs-
verhaltens, nicht aber für eine ökonomisch
motivierte Ermittlung von
Erreichbarkeiten entscheidend. Es bleibt
als Vorteil des MIV vor allem die flächen-
hafte Erschließungswirkung des MIV im
Verhältnis zum ÖV. Bereits der Verlust von
Bau-/ Freiflächen kompensiert jedoch die
größeren Aktionsräume. Bei Einbeziehung

der übrigen negativen Effekte (s. Abb.1)
ist der Schluß unumgänglich, daß die zu-
nehmende MIV-Orientierung auf bereits
hohem Niveau mit einer Verschlechterung
von Erreichbarkeiten einhergeht. Mit an-
deren Worten: Mit weniger Verkehrsauf-
wand und -belastung ließe sich ein höhe-
res Maß an Erreichbarkeiten erzielen. Die
Verkehrswende scheint also nicht erst aus
ökologischen oder sozialen, sondern schon
aus ökonomischen Gründen geboten zu
sein.

Strategien der Verkehrswende
Unzählige Konzepte bemühen sich um
Alternativen zur heutigen Verkehrsent-
wicklung. Die Standardformel lautet:
Verkehr vermeiden (“Stadt der kurze
Wege”)
Kfz-Verkehr auf andere Verkehrsmittel
verlagern
Kfz-verkehr verträglich abwickeln.
Der Rollentausch von MIV und ÖV als
Hauptverkehrsmittel scheint unter den ver-
schiedenen Teilstrategien der wesentliche
Schlüssel zu effizienteren Verkehrsystemen
zu sein. Einerseits weil das Potential für
eine Struktur der kurzen Wege schon auf-
grund gesellschaftlicher Trends der Spe-
zialisierung und Ausdifferenzierung der
Bedürfnisse und Aktivitäten ständig
schwindet. Für immer mehr Aktivitäten
werden immer spezialisiertere Gelegenhei-
ten gesucht, längst nicht nur im Beruf; ob
Friseur, Kindergarten oder Hausarzt, Emp-
fehlungen oder spezielle Pädagogik- oder
Heilmethoden sind häufig wichtiger als
Nähe (vgl. Wilke 1996). Deshalb wird hier
davon ausgegangen, daß sich die Effizi-
enz und Zukunftsfähigkeit der Verkehrs-
systeme erst in der Organisation des mo-
torisierten Verkehrs entscheidet; und je
nachdem welches Verkehrsmittel hier do-
miniert, auch der Stellenwert von Nähe und
kurzen Wegen.
Denn auch verträglichere Standards in Kfz-
und Straßenbautechnik befreien nicht von
den beschriebenen Raumstruktureffekten
MIV-orientierter Verkehrssysteme.
Darüberhinaus geben zwei weitere Aspekte
Anlaß, an der Zukunftsfähigkeit MIV-ori-
entierte Verkehrssysteme zu zweifeln, auch
bei “sanftem Autoverkehr”: zum einen die
unvermeidbare soziale Spaltung zwischen

Abb. 2: Veränderung der Verkehrsleistung
im Landkreis Eisenach durch geplante
Siedlungsstruktur       Quelle: Nach Winning 1994



den Mobilitätsmöglichkeiten motorisierter
und nichtmotorisierter Bevölkerungsteile;
zum anderen die täglich im Auto ver-
schenkte Stunde: Die Möglichkeit, sich bei
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel mit
diversen anderen Dingen zu beschäftigen
(oder einfach nichts zu tun), stellt vielleicht
sogar den entscheidenden Vorteil des ÖV
dar.

Deshalb muß zentrales Ziel der Verkehrs-
wende sein, einen großen Teil der nicht auf-
grund des Wegezwecks an das Auto ge-
bundenen Fahrten für den ÖV zu gewin-
nen. Die dafür erforderlichen Bedienungs-
qualitäten sind heute nur in Hauptverkehrs-
zeiten und nur für wenige Verkehrs-
beziehungen in größeren Städten gegeben:
z.B. eine hohe Bedienungshäufigkeit, die
einen jederzeitigen spontanen Fahrtantritt
ermöglicht, ohne Fahrplanbenutzung und
mit geringen Wartezeiten an Einstiegs-
oder Umstiegshaltestelle von durchschnitt-
lich nicht mehr als ca. 3-4 Minuten. Meß-
latte ist die allzeitige Verfügbarkeit der
MIV-Konkurrenz. Dem entspricht ein Takt
von 5-7,5 Minuten, ähnlich auch in heuti-
gen Schwachlastzeiten (abends, Wochen-
ende), um auch im Freizeitverkehr erheb-
liche Anteile hinzuzugewinnen.

Aber: So richtig die Forderung nach ÖV-
Förderung auch sein mag, so falsch ist der
Ausbau schlecht ausgelasteter ÖV-Syste-
me in dispersen Siedlungsräumen.
Schwach besetzte Busse und Bahnen sind
weder ökonomisch noch ökologisch effi-
zienter als das Auto. Genauso wie Vortei-
le des Autos in der individuellen Wahlfrei-
heit von Zeit, Route und Zielort liegen sind
die Vorteile des ÖV an seine
Massenverkehrseigenschaft gekoppelt.
Zentrale These ist, daß der vielorts propa-
gierte Verkehrsmittel-Zwidder, ob hoher
Pkw-Besetzungsgrad durch quasi-öffent-
lichen MIV-Betrieb oder kleine ÖV-Gefä-
ße ohne festen Fahrplan und Linienführung
(“Paratransit”) eine eher ineffiziente Form
der Verkehrsorganisation ist, weil kein Ver-
kehrsmittel seine Qualitäten voll ausspie-
len kann.

Aus der Verknüpfung von Komfort-
standards für den ÖV als Hauptverkehrs-
mittel mit technisch-wirtschaftlichen Be-
dingungen als Massenverkehrsmittel erge-
ben sich Anforderungen an Siedlungs-
struktur und Städtebau im Hinblick auf die
innere Struktur und regionale Verteilung
von Haltestelleneinzugsbereichen.

Facetten einer ÖV-orientierten
Siedlungsstruktur
Kleine Haltestelleneinzugsbereiche für
kurze Wege zur Haltestelle

Für einen einfachen Ausgang mit Hin- und
Rückfahrt sind insgesamt vier Zu- und
Abgangswege nötig. Als Komfortstandard
wird hier ein Zeitaufwand von jeweils nicht
über 5 Min. (insg. max. 20 Min.!) ange-

setzt. Die Notwendigkeit, ein Zubringer-
verkehrsmittel zu benutzen (Fahrrad,
Auto), reduziert die Attraktivität des ÖV
erheblich. Daraus ergeben sich maximale
Zugangswege von 400-500 Metern und
Einzugsbereiche von 300-400 Metern Ra-
dius bzw. 25-50 Hektar Fläche. Mit dieser
Maßstäblichkeit sollten räumliche Analy-
sen und Planungen mit verkehrlichen Be-
zügen arbeiten (ähnlich die “pedestrian
pockets” als “new strategy for suburban
growth” bei Calthorpe 1989). Die heute
vorherrschende Aggregation auf Gemein-
de- oder Kreisebene nivelliert die entschei-
denden kleinräumigen Unterschiede und
verschleiert damit die wirklichen ÖV-Po-
tentiale. (z.B. BfLR 1997)

Hier liegt der wesentliche Unterschied zu
einer Struktur der kurzen Wege: Während
der ÖV grundsätzlich keine zusammenhän-
gende Siedlungsfläche oberhalb der Grö-
ße eines Haltestelleneinzugsbereichs be-
nötigt, ergeben sich optimale
Erreichbarkeiten im Fußgänger- und
Fahrradverkehr erst bei zusammenhängen-
den Siedlungsflächen mit Radien von über

einem Kilometer.

Nutzungsdichte für hohe Auslastung

Ist die Größe der Einzugsbereiche auf-
grund von Komfortkriterien vorgegeben,
dann lassen sich aus ÖV-Platzangebot und
Auslastungsbedingung theoretisch Unter-
grenzen für die Verkehrintensität der Flä-
chen ermitteln. Um daraus empirisch und
planerisch zugängliche Kennziffern der
Nutzungsdichte zu ermitteln sind weitere
Umrechnungsschritte erforderlich: wieviel
Verkehr sind 100qm Bruttogeschoßfläche
einer Nutzung oder 100 Einwohner bzw.

Arbeitsplätze? Die notwendigen Instru-
mente für Analyse und Bewertung sind
noch sehr wenig entwickelt, u.a. weil ent-
sprechende Überlegungen in der ÖV-Pla-
nung heute ein untergeordnete Rolle spie-
len.

Zum zweckmäßigen Dichtemaß können
hier deshalb nur Vermutungen und herr-
schende Meinungen wiedergegeben wer-
den. Das freistehende Einfamilienhaus
oder der eingeschossige Gewerbebau ist
wohl relativ eindeutig nicht für einen Kom-
fort-ÖV geeignet. Eine optimale Abwä-
gung von baulicher Dichte bzw. ÖV-Qua-
lität und Freiflächen- bzw.
Wohnumfeldqualität könnte etwa so aus-
sehen: Gefälle der Verkehrsintensität
(Dichte) zum Rand des Haltestellenein-
zugsbereichs, dort Mindestdichte entspre-
chend einer verdichteten Reihenhaus-
bebauung (ca. GFZ 0,5/ 0,6), durchschnitt-
liche Dichte deutlich darüber. Freiflächen-
schutz in Straße und Hof (Verkehrsbela-
stung, Stellplatzflächen) sowie am Rand
des Einzugsbereichs (Grünvernetzung) er-
möglichen bei kompakter Bebauung höhe-

re Qualitäten an öffentlichen und halb-
öffentlichen Freiflächen als im “suburban
sprawl”. Nur der Nachteil im Hinblick auf
private Freiflächen kann auch bei optima-
ler Baustruktur (Dachterassen, Balkone,
wohnungsbezogenen Gärten, gegliederte
Gemeinschaftsgärten etc.) nicht vollstän-
dig ausgeglichen werden.

Zu hohe Dichte wirkt sich nicht nur auf
die städtebaulichen Qualitäten, sondern
auch auf Erreichbarkeiten aus: Je weniger
Freiraumqualitäten, desto schlechter sind
die Erreichbarkeiten im Freizeitverkehr.

Abb. 3:
Kombination
von ÖV-Bedienungs-
qualität und
Siedlungsdichte
Quelle: Eigener Entwurf



Und: Oberhalb von vier oder fünf Geschos-
sen wird mit dem Aufzug ein zusätzliches
und besonders aufwendiges Verkehrsmit-
tel zur Erschließung vertikaler Sackgassen
notwendig.

Nutzungsmischung für gleichmäßige
Auslastung

Monofunktionale Gebiete und die Ver-
kehrsströme zwischen ihnen weisen star-
ke Verkehrsspitzen auf (z.B. morgens vom
Wohngebiet Richtung Gewerbegebiet und
abends zurück). Dafür muß ein Angebot
(Fahrpersonal, Fuhrpark etc.) vorgehalten
werden, das zu anderen Zeiten bzw. in
Gegenrichtung leer oder gar nicht fährt.
Mischung im Haltestelleneinzugsbereich
führt zur Überlagerung der verschiedenen
nutzungsspezifischen Rhythmen und Ori-
entierungen und damit zu einer
gleichmäßigeren Auslastung über Raum
und Zeit. Dies erhöht die Wirtschaftlich-
keit des ÖV wie auch anderer Infrastruk-
tur und Versorgungsdienstleistung. Handelt

Abb. 4: Städtenetz und „Autoland“ Quelle: Eigener Entwurf

es sich dabei um flächenintensive Infra-
struktur wie z.B. Straßen oder Parkplätze
reduziert sich dadurch auch der Bedarf an
solchen Hilfsflächen. Als Nebeneffekt der
Nutzungsmischung kann bei gleicher
Freiflächenausstattung eine höhere Dich-
te realisiert werden (oder umgekehrt).

Mischung ist eine Frage der Größe von Flä-
chen gleicher Nutzung. Die Bandbreite der
hier wichtigen Maßstäblichkeit reicht von
Geschossen über Gebäude, Blöcke bis hin
zu etwa einem Viertel der Fläche eines
Einzugsbereichs. Aber auch noch größere
Einrichtungen könnten zumindest teil-
integriert werden (z.B. die personalinten-
siven Verwaltungsgebäude eines Industrie-
betriebs).

Andere Aspekte der ÖV-Qualität stellen
höhere Anforderungen im Hinblick auf
eine kleinteiligere Nutzungsmischung.

Nutzungsmischung für Kopplungs-
möglichkeiten

Kopplungsmöglichkeiten auf dem Weg
von und zur Haltestelle (Läden, Behörden,
Dienstleister etc.) erleichtern Wegeketten
und regen dazu an, die individuellen Wege-
muster effizienter zu gestalten. Die
Fußwegzeit teilt sich auf mehrere Wege-
zwecke auf, die Zeit für Haltestellenzugang
bzw. ÖV-Nutzung verringert sich. Vorteil-
hafte Lagen für komplementäre Nutzun-
gen sind somit die wichtigen Haltestellen-
zugänge und vor allem das unmittelbare
Haltestellenumfeld selbst.

Öffentlichkeit der Straßen für soziale
Kontrolle und Erlebnisvielfalt

Für Fußgänger und Radfahrer sind Belebt-
heit, soziale Kontrolle und Erlebnis-
reichtum im Straßenraum wesentliche
Attraktivitätsmerkmale und damit auch für
den Weg von und zur Haltestelle. Anre-
gung und Stadterlebnis verkürzen die sub-
jektiv empfundene Zugangs- und Warte-
zeit. Städtebauliche Voraussetzungen für
hohe Öffentlichkeit im Straßenraum sind:

Straßenrandbebauung: Funktionale und
Sichtbeziehungen zwischen Gebäuden und
Straße bzw. Anliegern und Verkehr (Ein-
gänge und Fenster zur Straße, keine Ab-
schirmung etc.).

Kleinteilige Nutzungsmischung auf der
Ebene von Geschossen o. Gebäuden: An-
dernfalls entstehen Zeiten in denen ganze
Straßenzüge ausgestorben sind und sich in
“Angsträume” verwandeln (z.B. nachts in
Fußgängerzonen o. Gewerbegebieten)

(Punkt-)Achsiale Verteilung für optima-
le Linienbildung

Das Achsenschwerpunktprinzip entspricht
der perlschnurartigen Aneinanderreihung
von Haltestellen einer ÖV-Linie. Aus dem
Zusammenwirken von Endgeschwindig-
keit, Beschleunigung und Haltekosten er-
gibt sich für jedes Massenverkehrsmittel
eine Bandbreite optimaler Haltestellenab-
stände (z.B. ca. 500m bis wenige Kilome-
ter bei Bus und Straßenbahn). Die Halte-
stellen einer Linie sollten Haltestellenab-
stände innerhalb der jeweiligen Bandbrei-
te aufweisen, damit das entsprechende Ver-
kehrsmittel möglichst effizient eingesetzt
werden kann.

Um Umsteigezwänge zu verringern, soll-
ten die Linien und damit die
Siedlungs(punkt)achsen möglichst lang
sein. Im Idealfall bilden sie ein endlos ver-
netztes System. Entsprechend ist gerade
eine Siedlungsentwicklung in sogenannten
“peripheren” Räumen zu befürworten - als
Trittsteine für eine leistungsfähige ÖV-
Vernetzung (s. auch unten bei Leitbild).

Innerhalb einer Linie können sich
auslastungsrelevante Unterschiede be-
nachbarter Einzugsbereiche (insbesonde-



re Dichte und Mischung) ausgleichen. Die
Abweichung nach unten darf jedoch nicht
zu groß sein: Nicht erst für zwei Einsteiger
ist das Abbremsen, Halten und Beschleu-
nigen von 200 Durchfahrern samt Fahr-
zeug nicht mehr gerechtfertigt.

Allseitige Vernetzung für Direktheit

Heutige ÖV-Netze sind meist sternförmig
angelegt. Nur in Richtung eines “Zen-
trums” (meist die Innenstadt) werden be-
friedigende Qualitäten und Auslastungen
erzielt. Für andere Verkehrsbeziehungen
und Wegezwecke entsteht ein erhebliches
Qualitätsgefälle. Ein ÖV als
Hauptverkehrsmittel muß alle Zwecke und
damit auch vielfältige Verkehrs-
beziehungen bedienen. Dies gilt infolge
der zunehmenden Spezialzentralitäten um
so mehr: Zentralität bildet sich immer we-
niger räumlich ab, da es für vieles eigene
Zentren (“Center”) an verschiedenen
Standorten gibt. Die ÖV-Netze sollten
dementsprechend allseitig gleichmäßiger
gestaltet werden. Die Siedlungsstruktur
sollte verstärkt Achsen quer bzw. tangen-
tial zu den heutigen Radialen ausbilden.
Auch weil stark zentralistische Netze star-
ke Erreichbarkeitsunterschiede schaffen
und damit über den Bodenmarkt
mischungsfeindlich wirken. Auch stellen
die extremen Streckenbelastungen in den
Innenstädten ein betriebliches wie auch
straßenräumliches Problem dar.

Neues Leitbild: Stadtvernetzung und
“Autoland”

Von unverträglichen Raumansprüchen
zur räumlichen Trennung

Es scheint, als müßte eine Entscheidung
getroffen werden, für entweder ein MIV-
orientiertes oder ein ÖV (+ Fuß, Rad)-ori-
entiertes Verkehrssystem. Die beiden Ver-
kehrsmittel weisen extrem unterschiedli-
che Raumansprüche auf. Zwar profitiert
auch der einzelne MIV-Nutzer von Nähe
durch Dichte und leistet bei rücksichtsvol-
ler Fahrweise seinen Beitrag zur Öffent-
lichkeit und Belebtheit der Straßen. Als
Massenerscheinung ist der MIV jedoch der
ärgste Feind von Dichte und Öffentlich-
keit. Auf Mischung und punktachsiale Ver-
teilung legt er keinen Wert.

Die Verkehrswende im Sinne des Rollen-
tauschs von MIV und ÖV braucht eine
neue räumliche Arbeitsteilung der Ver-
kehrsmittel (s. Abb. 3). Einerseits “Städte-
netze” in denen ein hochwertiges ÖV-Vor-
rangsystem den Löwenanteil des Verkehrs-
aufkommens bewältigt. Der MIV ist auf
relativ wenige Wege reduziert, für die die
spezifischen Eigenschaften des MIV wirk-
lich wichtig sind (Transportfunktion, Tür-
zu-Tür-Service o.a.). Reduzierte
Straßenbaustandards, dosierte Kfz-
Verkehrsmengen, “verkehrsberuhigte”

Autos, generelles Überholverbot, geringe
Geschwindigkeiten und dicht gestapelte
Stellplätze sorgen für eine verträgliche Ab-
wicklung des verbleibenden MIV und da-
mit für hohe Umfeldqualtitäten und ange-
nehme Fortbewegung zu Fuß und mit dem
Fahrrad. Doch wird es vermutlich immer
Nutzungen, Lebensphasen oder -stile ge-
ben, die keine hohen Erreichbarkeitsan-
sprüche haben oder sich nicht in die Städte-
netze integrieren lassen. Gegenstück der
Stadtvernetzung ist deshalb das Autoland.
In ihm kann nur eine ÖV-Grundversorgung
als sozialer Mindeststandard vorgehalten
werden. Abstandsflächen und niedrige
Dichte reduzieren Nutzungskonflikte zwi-
schen MIV und anderen Nutzungen.
Schnellstraßen gewährleisten in Anbe-
tracht der hohen Verkehrskosten nur ein
Mindestmaß an Erreichbarkeiten. Insbe-
sondere weil genau das extrem beschränkt
werden muß, was heute so bequem ist: Das
tägliche Pendeln zwischen Dichte und Di-
spersion ist Massenverkehr zwischen zwei
im Grunde genommen verkehrlich unver-
einbaren Siedlungsräumen; zwar höchst
vorteilhaft für den Einzelnen, der sich un-
ter den heutigen Rahmenbedingungen
(s.u.) nach Belieben die Vorteile der Dichte
oder der Dispersion heraussuchen kann;
aber extrem schädlich für das Gesamtsy-
stem, da der dafür betriebene Aufwand vor
allem von anderen wahrgenommen wird,
ob als MIV-Belastung oder subventionier-
ter ÖV. Es ist zu vermuten, daß ein erheb-
licher Teil der Suburbanisierungprozesse
auf diesen verfälschten Standort-
bedingungen beruht.

Kleine Siedlungseinheiten

Die Grenzen zwischen Stadtvernetzung
und Autoland laufen quer zu administrati-
ven Grenzen von Kommunen und Regio-
nen. Entscheidend sind vor allem Dichte,
Mischung und punktaxiale Verteilung auf
der Maßstabsebene kleiner Siedlungsein-
heiten von ca. 3-400m Radius, ca. 25 - 50
ha und ca. 2000-5000 Einwohner und Ar-
beitsplätze. Diese Einheiten können für
sich alleine stehen oder sich zu größeren
zusammenhängenden Siedlungsflächen
addieren (s. Abb. 4).

Andernorts wird demgegenüber häufig aus
dem Vergleich des Verkehrsaufwands auf
die Gunst “mittlerer” Stadtgrößen ge-
schlossen (kurze Wege, hohe Fußgänger-
und Radverkehrspotentiale). So empfiehlt
z.B. Kagermeier (1997, S.173ff) die “de-
zentrale Konzentration” der Siedlungs-
entwicklung in Südbayern auf “Ausbau-
zentren” mit mindestens 20.000 Einwoh-
nern. Dies berührt den einzigen Ziel-
konflikt zwischen ÖV-Erreichbarkeiten
und Naherreichbarkeiten: Optimale Bedin-
gungen für Fußgänger- und Radverkehr er-
geben sich erst bei im Zusammenhang be-
bauten Bereichen mit Radien über einem
Kilometer. Der Ausbau von Städten sol-
cher Größenordnung geht jedoch zwangs-

läufig auf Kosten der punktachsialen Ver-
teilung von Haltenstelleneinzugsbereichen.
Neben den Überlegungen zum Stellenwert
kurzer Wege  (siehe oben bei Strategien
der Verkehrswende) spricht für ein stärker
ÖV-orientiertes Leitbild, daß auch eine
große Bandbreite wesentlich
kleinteiligerer Siedlungsräume oder
Entwicklungsmöglichkeiten integriert wer-
den kann (s. Abb.4). Dies erleichtert die
breite Anwendbarkeit und damit Durchset-
zungsfähigkeit der Verkehrwende. Der
intra- und interregionale Proporz im Hin-
blick auf die Verteilung von Siedlungs-
wachstum ist leichter herzustellen. Die
vorgeschlagene verkehrliche-räumliche
Differenzierung in ÖV-Städtenetz und
Autoland ist also keine Differenzierung in
Zentrum und Peripherie oder in Innen-
entwicklung und Außenstandort (neue
“pedestrian pockets” auch auf der “Grü-
nen Wiese”). Insofern könnte sich daraus
ein von einigem alten Balast befreiter
Stadtbegriff entwickeln, zukunftsorientiert
im Sinne effizienter Verkehrssysteme und
gleichzeitig bewährt als Weiterentwicklung
der Tradition der europäischen Stadt: dich-
te Bebauung, kleinteilige Mischung und
öffentliche Straßen (vgl. Winning 1997,
S.46 ff).

Ein Anwendungsbeispiel

Verkehrspläne müssen in Zukunft verstärkt
die Siedlungsentwicklung thematisieren,
wenn sie nicht nur nachsorgende Funkti-
on haben wollen. Hauptaufgabe ist es, die
Standortvorteile ÖV-orientierter
Siedlungsstruktur zu entfalten. Im Beispiel
der Stadt Hanau mit ca. 90.000 Einwoh-
nern gehören dazu (s. Abb.5):

Aufteilung des Planungsgebiets in Städte-
netz und Autoland nach den beschriebe-
nen städtebaulichen Merkmalen (inklusi-
ve Entwicklungspotentiale) und Gesichts-
punkten der ÖV-Netzbildung.

Erste Umschichtung der ÖV-Mittel: z.B.
Differenzierung zwischen 7,5 Min.-Takt
und 15-30 Min-Takt.

Empfehlungen zur kompakten Stadtent-
wicklung im Umfeld der Bahnhöfe sowie
zur Nachverdichtung bzw. stärkeren Mi-
schung an den Komfort-Buslinien.

Konzentration der Bemühungen um
Verkehrsberuhigung auf die ÖV-orientier-
ten Bereiche.

Schutz der Grünzüge und Freiraumnetze
im Umfeld dieser Bereiche vor dispersem
Siedlungswachstum oder Verkehrsanlagen.



Neue Rahmenbedingungen statt
Planung gegen den Markt

Die Verkehrs- und Bauleitplanung, insbe-
sondere auf kommunaler Ebene, ist allei-
ne nicht in der Lage, der Verkehrsentwick-
lung eine andere Richtung anzubieten. Zu
groß ist unter den heutigen Rahmenbedin-
gungen die Kluft zwischen Gemeinwohl
und Eigennutz, für zu viele Wege, Ziele
und Standorte ist die Entscheidung für
Auto und Dispersion heute vorteilhafter.
Ursache dafür sind zahlreiche Tatbestän-
de der (Auto-)Verkehrsförderung und
Externalisierung von Kosten und Schäden,
wie z.B. Eigenheimförderung, steuerliche
Abschreibungsmöglichkeiten, fehlende
Ausgleichsmechanismen für Wertverluste
durch Umweltschäden/ Emissionen/ Ge-
fährdungen, Stellplatzpflicht für Bauher-
ren, Parken als kostenloser Gemein-
gebrauch der Straßen, Behandlung “schul-
diger” Unfallopfer über allgemeine Kran-
kenkasse, Richtlinien in Straßen- und Kfz-
Bau, Bundesverkehrswegeplanung u.a.
(vgl. Winning 1997, 27 ff und 90 ff sowie
Apel 1995). Das hier skizzierte Leitbild
ist somit auch als räumliches Abbild ver-
besserter Märkte für Verkehr und Raum-
nutzung zu verstehen. Dies betrifft ein gan-
zes Set von ordnungspolitischen Maßnah-
men auf allen politischen Ebenen und in
vielen Rechtsbereichen (siehe hierzu wie-
derum bei Winning oder Apel). Hier nur
ein Beispiel: Die ÖV-Finanzierung sollte
umgestellt werden von einer Finanzierung
über Fahrgäste und Allgemeinheit in eine
Finanzierung über Fahrgäste (als manife-
ster Nutzer) und Grundstückseigentümer
im Haltestelleneinzugsbereich (als latente
Nutzer). Der Eigentümer eines schlecht
ausgenutzten Baugrundstücks zahlt quasi
die nicht eingestiegenen Fahrgäste und hat
dementsprechend ein höheres Interesse an
einer besseren Flächenausnutzung.

Die letzten 50 Jahre Suburbanisierung zei-
gen nicht nur die Wirksamkeit verfälsch-
ter Verkehrskosten, sondern auch die
Wandlungsfähigkeit der Siedlungsstruktur.
Für den Erfolg sind große Wachstumsschü-
be keine unmittelbare Voraussetzung.
Wichtiger ist, durch neue Anreize und
Spielregeln die laufenden kleinen Stand-
ort- und Verkehrsentscheidungen in die
richtige Richtung zu lenken. Die Neu-
bewertung der Standorte und Verkehrsan-
gebote vergrößert tendenziell die
Entwicklungsmasse. Ein frühzeitiges lang-
sames und sanftes Umsteuern vermeidet
ernsthaftere Krisen mit möglicherweise
nicht mehr beherrschbaren Verkehrs-
kosten.

Zusammenfassung
Verkehrspolitik und -planung kranken am
fehlenden Rückbezug auf ihre eigentliche
Aufgabe: Erreichbarkeiten zu schaffen, bei
möglichst geringen Kosten. Um
Erreichbarkeitseffekte zu identifizieren, ist
es notwendig, die Wechselwirkungen von
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung zu
betrachten. Als Folge des Autoverkehrs-
Wachstums zeigen sich nicht nur Effekte
der Ausdehnung der Aktionsräume, son-
dern auch solche der Entleerung. In ÖV-
orientierten Verkehrssystemen, so die zen-
trale These, können erheblich höhere
Erreichbarkeiten realisiert werden, als dort,
wo das Auto dominiert. Die spezifischen
Anforderungen des öffentlichen Verkehrs
an die Siedlungsstruktur bedingen jedoch
eine Wende in der Siedlungsentwicklung
und eine neue räumliche Arbeitsteilung der
Verkehrsmittel. Die Umsetzung verlangt
vor allem neue Anreize in Standortwahl
und Verkehrsteilnahme durch einen inte-
grierten Ansatz von Politik und Planung
auf vielen Ebenen.
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